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Erlasse

229 Richtlinien über die Gewährung
von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von

Schäden im öffentlichen Personennahverkehr im
Zusammenhang mit dem Ausbruch von

COVID-19 im Saarland (Richtlinie
Corona-BiIligkeitsleistung ÖPNV)

Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft,
Arbeit, Energie und Verkehr des Saarlandes

Vom 8. September 2020

l. Rechtsgrundlage

Zum Ausgleich von Schäden der Aufgabenträger
und Verkehrsuntemehmen im öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schie-
nenpersonennahverkehrs (SPNV) im Zusammen-
hang mit dem Ausbruch von CO VID-19 gewährt
das Land nach Maßgabe dieser Richtlinien, §53
der Landeshaushaltsordnung (LHO), der „Rege-
lung zur vorübergehenden Gewährung von Bei-
hilfen zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen
Personennahverkehr im Geltungsbereich der Bun-
desrepublik Deutschland im Zusammenhang mit
dem Ausbruch von COVID-19" („Bundesrahmen-
regelung Beihilfen für den öffentlichen Personen-
nahverkehr") des Bundesministeriums ftlr Verkehr
und digitale Infrastruktur vom 7. August 2020,
veröfl'entlicht unter httü://www.bmvi.de/beihilfen-
oepnv, und der Zweiten Geänderten Regelung zur
vorübergehenden Gewährung geringfügiger Bei-
hilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik
Deutschland im Zusammenhang mit dem Aus-
bmch von COVID-19 („Zweite Geänderte Bundes-
regelung Kleinbeihilfen 2020") des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie vom 3. August
2020 (BAnzAT 11.08.2020 BI) Billigkeitsleistun-
gen.

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der
Leistung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskri-
miniemngsfi-ei im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Bei-
trag an die Aufgab^ntrager und Verkehrsuntemeh-
men im ÖPNV im Saarland, deren Ausgaben in den
Monaten März bis Dezember 2020 aufgrund der
COVID-19-Pandemie

a) aufgrund geringerer Ausgleichszahlungen aus
öffentlichen Dienstleistungsaufträgen nach
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2007 über öflFentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straße und
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG)
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates
(ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) (VO 1370)

wegen geringerer Verkehrsdienstleistungen
oder wegen verringerter Nachfrage und/oder

b) durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen
oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen
Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeit-
räum des vorausgegangenen Jahres

nicht durch Einnahmen aus Fährgeldern und Aus-
gleichszahlungen nach der VO 1370 oder aus all-
gemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 3 der VO 1370 gedeckt werden können und
damit einen Schaden darstellen.

3. Empfänger der Billigkeitsleistung

Empfänger sind

3.1
Aufgabenträger des ÖPNV im Sinne des § 5 sowie
Aufgabenträgerorganisationen im Sinne des § 6
des Gesetzes über den öflFentlichen Personennah-
verkehr im Saarland (ÖPNVG),
3.2
öffentliche und private Verkehrsuntemehmen, so-
weit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebs-
flihrer nach dem Personenbefördemngsgesetz oder
der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf
dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines
öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beförde-
rungsleistungen im ÖPNV bzw. im Schienenperso-
nennah verkehr (SPNV) erbringen.

4. Voraussetzungen
4.1
Billigkeitsleistungen an Verkehrsuntemehmen dür-
fen nur erfolgen, soweit die öfTentlichen Dienst-
leistungsaufträge oder die allgemeinen Vorschrif-
ten nicht bereits Regelungen enthalten, die ohne
Weiteres einen Ausgleich der Schäden bewirken.
Ausgleichsfahig sind die Schäden, soweit für sie
kein anderweitiger Ausgleich gewährt worden ist.
Verlustausgleiche aufgrund von vor dem l. März
2020 beschlossenen Gesellschaftereinlagen oder
aufgrund von konzem- oder untemehmensintemen
Regelungen (z. B. Ergebnisabfllhmngsverträgen),
die bereits am l. März 2020 bestanden, bewirken
keinen Ausgleich im Sinne der Sätze l oder 2.
4.2
Billigkeitsleistungen gemäß dieser Richtlinie an
Eisenbahnen und Verkehrsuntemehmen, die eine
rechtswidrige Beihilfe erhalten haben, die durch
Beschluss der Kommission für mit dem Binnen-
markt unvereinbar erklärt wurde, sind auszusetzen,
bis das betreffende Verkehrsuntemehmen den Ge-
samtbetrag der rechtswidrigen und mit dem Bin-
nenmarkt unvereinbaren Beihilfe einschließlich
der entsprechenden Rückforderungszinsen zurück-
gezahlt oder auf ein Sperrkonto überwiesen hat.
4.3
Alternativ zur Bundesrahmenregelung Beihilfen
fiir den öffentlichen Personennahverkehr kann eine
Ausgleichsgewährung auch auf die Zweite Geän-
derte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 gewährt
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werden, wenn die dort genannten Voraussetzungen
erfüllt sind und die Summe des Schadensausgleichs
gemäß Nummer 5.4 sowie weiterer Beihilfen nach
der Zweiten Geänderten Bundesregelung Klein-
beihilfen 2020 für das gesamte Unternehmen den
Gesamtnennbetrag von 800.000 Euro nicht über-
steigt. Das betreffende Unternehmen hat der bei-
hilfegebenden Stelle schriftlich in Papierform, in
elektronischer Form oder in Textform jede Klein-
beihilfe nach dieser Regelung anzugeben, die es
bislang erhalten hat, sodass sichergestellt ist, dass
der Höchstbetrag nicht überschritten wird.

5. Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung
5.1
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billig-
keitsleistung gemäß § 53 LHO.
5.2
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen
anteiligen Ausgleich in Höhe von bis zu 100 Pro-
zent der ausgleichsfähigen Schäden.
5.3
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuwei-
sung bzw. eines Zuschusses gewährt.
5.4
Die ausgleichsfähigen Schäden sind wie folgt zu
ennitteln:

5.4.1
Empfänger nach Nummer 3.1:
5.4.1.1
Für die Tarifbereiche Verbundtarif des Saarländi-
sehen Verkehrsverbunds (saarVV) sowie Haustari-
fe innerhalb des saarVV ist die Differenz zwischen
den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate
März bis Dezember 2019 und den tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des
Jahres 2020, erhöht um die Tarifanpassung des Jah-
res 2020, ausgleichsfähig, soweit die Empfänger
gemäß den zur Erbringung der Verkehrsleistungen
bestehenden öflTentlichen Dienstleistungsaufträgen
das wirtschaftliche Risiko tragen. Maßgebend sind
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Um-
satzsteuer) gemäß der Einnahmeaufteilung unter
Zugmndelegung des auf die Einnahmen der Jahre
2019 und 2020 anzuwendenden Aufteilungsschlüs-
sels der Verbundorganisation des saarVV.

Für die Tarifbereiche Übergangstarife, länderüber-
greifende Haustarife, Sondereinnahmen sowie
Beförderungsbedingungen DB (BBDB) ist die
Differenz zwischen den um die jeweiligen Tarifan-
Fassungen auf das Jahr 2020 hochgerechneten tat-
sächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate März
bis Dezember 2019 und den tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres
2020 ausgleichsfähig, soweit die Empfänger ge-
maß den zur Erbringung der Verkehrsleistungen
bestehenden öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
das wirtschaftliche Risiko tragen. Maßgebend smd
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Um-
satzsteuer) gemäß der Einnahmeaufteilung unter

Zugrundelegung des auf die Einnahmen der Jah-
re 2019 und 2020 anzuwendenden Aufteilungs-
Schlüssels der jeweiligen Verbundorganisation.
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf
den Zeitraum März bis Dezember 2020 hochge-
rechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen des
Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahr-
ausweise der jeweiligen Kartenart und Preisstufe
der Monate März bis Dezember 2019 mit den für
diese Kartenart und fllr die im Gültigkeitszeitraum
entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum
des Jahres 2020 geltenden Preisen zu multipli-
zieren. Lassen sich in Einzelfallen keine entspre-
chenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es
sich um stückzahlunabhängige Pauschalangebote,
ist die aus der Berechnung nach Satz 3 abgeleitete
durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für
die Hochrechnung maßgebend.

Die Verbundorganisationen haben den Empfängern
die für die Antragstellung erforderlichen Daten zu
liefern.

Berücksichtigt werden dürfen Mindereinnahmen
aus ohne Rechtsverpflichtung vorgenommenen Er-
stattungen von Fährgeldern an Kunden insbesonde-
re filr Abonnements, soweit die Entscheidung über
die Erstattungen vor dem l. Juni 2020 getroflFen
wurde und der Gesamtumfang der Erstattungen
für den gesamten Tarifraum 5 Prozent der Gesamt-
fahrgeldeinnahmen aus Abonnementverkäufen des
Jahres 2019 nicht übersteigt. Nicht berücksichtigt
werden dürfen dagegen Mindereinnahmen aus Er-
stattungen von Fährgeldern an Kunden insbesonde-
re für Abonnements, soweit die Entscheidung über
die Erstattungen nach dem l. Juni 2020 getroflfen
wurde und keine Rechtspflicht für die Erstattung
bestanden hat.

5.4.1.2
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungs-
leistungen nach dem Neunten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB IX) vom 23. Dezember 2016 (BGB1. I
S. 3234), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 14. Dezember 2019 (BGB1. I S. 2789) geän-
dert worden ist, sind die um die Tarifanpassungen
gemäß Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen des Zeitraumes März bis Dezem-
ber 2019 bzw. die Fahrgeldeinnahmen für den
Zeitraum März bis Dezember 2020 zu ermitteln
und für diese die Erstattungsleistung aufgrund der
jeweiligen für das entsprechende Jahr festgeleg-
ten oder nachgewiesenen Vomhundertsätze (2019
für hochgerechnete und 2020 für Ist-Fahrgeld-
einnahmen 2020) zu berechnen. Maßgebend sind
dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Um-
satzsteuer), bei Verbundtarifen Ubergangstarifen,
landesweiten Tarifen und dem BBDB-Tarif gemäß
der Einnahmenaufteilung der jeweiligen Verbund-
organisation. Ausgleichsfähig ist die DifiFerenz der
so errechneten Beträge, soweit die Empfänger ge-
maß den zur Erbringung der Verkehrsleistungen
bestehenden öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
das wirtschaftliche Risiko tragen.
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5.4.1.3
In entsprechender Weise sind die ebenfalls aus-
gleichsfahigen Schäden aus der Minderung anderer
Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften
zu berechnen, soweit die Empfänger gemäß den
zur EAringung der Verkehrsleistungen bestehen-
den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen das wirt-
schaftliche Risiko tragen.

Darüber hinaus sind erhöhte Ausgleichszahlungen
aus vor dem l. Juni 2020 erlassenen allgemeinen
Vorschriften der Empfänger an Verkehrsuntemeh-
men fllr den Zeitraum von März bis Dezember
2020 ausgleichsfähig, soweit die Erhöhung der
Ausgleichszahlungen aufgrund eines gesonder-
ten Nachweises pandemiebedingt auf geringere
Fahrgeldeinnahmen der Verkehrsuntemehmen im
Vergleich zum Referenzzeitraum in den Monaten
März bis Dezember 2019 zurückzuführen ist.
5.4.1.4
Ebenfalls ausgleichsfähig sind die Schäden aus
Ausgaben der Empfänger für Ausgleichszahlungen
an Verkehrsuntemehmen für den Zeitraum vom
l. März 2020 bis 31. Dezember 2020, soweit sie
auf Maßnahmen zum Schadensausgleich beruhen.
Ausgleichsfahig sind dabei nur Ausgaben im Um-
fang des Ausgleichs, der sich bei Anwendung der
Nummern 5.4.2.1 bis 5.4.2.6 als Ausgleich an die
Unternehmen rechnerisch ergäbe. Als Maßnahmen
zum Schadensausgleich gelten insbesondere Not-
vergaben nach Artikel 5 Absatz 5 VO 1370 oder
nach allgemeinem Vergaberecht, Änderungen des
öflFentlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne
von § 132 GWB, Anpassungen der Vergütung aus
ergänzender Vertragsauslegung oder nach §313
BGB, Gesellschaftereinlagen sowie weitere Maß-
nahmen im Einklang mit der VO 1370, soweit sie
nach dem l. März 2020 zum Ausgleich der Schä-
den veranlasst oder umgesetzt wurden. Ausgleichs-
fähig sind für den Zeitraum vom l. September
2020 darüber hinaus auch Verlustausgleiche im
Sinne von Nummer 4. l Satz 3 bis zu der in Satz 2
geregelten Höhe.

5.4.1.5
Von den nach den Nummern 5.4.1.1 bis 5.4.1.4 er-
mittelten Schäden sind in direktem ursächlichem
Zusammenhang mit der Pandemie vermiedene
oder ersparte Aufwendungen der Empfänger in Ab-
zug zu bringen. Dies sind insbesondere

— verringerte Verkaufsprovisionen aufgrund ge-
ringerer Fahrausweisverkäufe, soweit diesen
keine rechtskräftig festgestellten oder zwischen
den Parteien unbestrittenen pandemiebeding-
ten Forderungen des Vertriebsdienstleisters
auf Anpassung der Vergütung aus ergänzen-
der Vertragsauslegung oder nach §313 BGB
gegenüberstehen,

im direkten Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie stehende geringere Ausgleichszah-
lungen an Verkehrs- und Eisenbahnuntemeh-
men aus öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
aufgrund geringerer Verkehrsdienstleistungen

(Nummer 5.4.2.1) oder aus allgemeinen Vor-
Schriften des jeweiligen Empfängers (Num-
mer 5.4.2.4),

— eingesparte Personalkosten (z. B. durch Kurz-
arbeitergeld oder Überstundenabbau),

— Energie- und KraftstofFkosteneinsparungen,
— nicht entstandene Kosten für Wartungsarbeiten

und Reparaturen,

— nicht angefallene Infrastrukturentgelte,
— von anderen Stellen erhaltene anderweitige

Ausgleichszahlungen für die nach den Num-
mem 5.4.1.1 bis 5.4.1.4 berechneten Schäden,

— weitere Ersparnisse.
5.4.1.6
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1.1 bis
5.4.1.4 errechneten Schäden abzüglich der vermie-
denen oder ersparten Aufwendungen gemäß Num-
mer 5.4.1.5 ist der ausgleichsfähige Gesamtscha-
den des Empfängers nach Nummer 3.1.
5.4.2
Empfänger nach Nummer 3.2:
5.4.2.1
Ausgleichsfähig ist die Differenz zwischen der re-
gulär erwarteten Ausgleichsleistung aus dem öffent-
lichen Dienstleistungsauftrag für das Jahr 2020 oder
alternativ auf der Basis des Referenzzeitraums im
Vorjahr für das ungekürzte Leistungsangebot ein-
schließlich ergänzender Dienstleistungen wie Zug-
begleitung oder Besetzung von Verkaufsstellen im
Schadenszeitraum der Bundesrahmenregelung Bei-
hilfen für den öffentlichen Personennahverkehr oder
im Falle der Nummer 4.3 im Zeitraum von März bis
Dezember 2020 und den tatsächlich erhaltenen Aus-
gleichsleistungen, jeweils einschließlich Sanktionen
sowie Boni und Mali aus Anreizregelungen. Bei der
Berechnung können die Änderungen von zentralen
Parametern im Vergleich zum Vorjahreszeitraum,
wie z. B. Personalkosten, Strom- oder BCraftstofF-
preise, berücksichtigt werden. Die Schäden smd
jedoch nur ausgleichsfähig, soweit der jeweilige
Aufgabentrager einen Antrag als Empfänger gemäß
Nummer 3.1 stellt und dabei seine geringeren Aus-
gleichszahlungen berücksichtigt hat.
5.4.2.2
Die entsprechend Nummer 5.4.1.1 berechnete Dif-
ferenz der Fahrgeldeinnahmen ist für den Scha-
denszeitraum der Bundesrahmenregelung Beihil-
fen für den öffentlichen Personennahverkehr oder
im Falle der Nummer 4.3 im Zeitraum von März
bis Dezember 2020 ausgleichsfähig, soweit die
Empfänger selbst das wirtschaftliche Risiko tra-
gen oder lediglich Verlustausgleiche im Sinne von
Nummer 4.1 Satz 3 erhalten.

5.4.2.3
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleis-
tungen nach dem SGB IX im Schadenszeitraum der
Bundesrahmenregelung Beihilfen für den öffentli-
chen Personeimahverkehr oder im Falle der Num-
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mer 4.3 im Zeitraum von März bis Dezember 2020
ist entsprechend Nummer 5.4.1.2 zu verfahren.
5.4.2.4
In entsprechender Weise sind die ebenfalls aus-
gleichsfähigen Schäden un Schadenszeitraum der
Bundesrahmenregelung Beihilfen für den öffentli-
chen Personennah verkehr oder im Falle der Num-
mer 4.3 im Zeitraum von März bis Dezember 2020
aus der Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus
allgemeinen Vorschriften zu berechnen. Die Schäden
sind in Bezug auf allgemeine Vorschriften derAufga-
benträger jedoch nur ausgleichsfähig, soweit der je-
weiligeAufgabenträger einen Antrag als Empfänger
gemäß Nummer 3. l stellt und dabei seine geringeren
Ausgleichszahlungen berücksichtigt hat.
5.4.2.5
Von den nach den Nummern 5.4.2.1 bis 5.4.2.4
ermittelten Schäden im Schadenszeitraum der
Bundesrahmenregelung Beihilfen für den öffentli-
chen Personennahverkehr oder im Falle der Num-
mer 4.3 im Zeitraum von März bis Dezember 2020
sind in direktem ursächlichem Zusammenhang mit
der Pandemic venniedene oder ersparte Aufwen-
düngen der Empfänger in Abzug zu bringen. Dies
sind insbesondere

— verringerte Verkaufsprovisionen aufgrund ge-
rmgerer Fahrausweisverkäufe, soweit diesen
keine rechtskräftig festgestellten oder zwischen
den Parteien unbestrittenen pandemiebeding-
ten Forderungen des Vertriebsdienstleisters
auf Anpassung der Vergütung aus ergänzen-
der Vertragsauslegung oder nach §313 BGB
gegenüberstehen,

— im ^direkten Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie stehende geringere Vergutungs-
leistungen an Subuntemehmen aufgrund gerin-
gerer Verkehrsleistungen, soweit diesen keine
rechtskräftig festgestellten oder zwischen den
Parteien unbestrittenen pandemiebedingten For-
derungen des Subuntemehmens auf Anpassung
der Vergütung aus ergänzender Vertragsausle-
gung oder nach §313 BOB gegenüberstehen,

— eingesparte Personalkosten (z. B. durch Kurz-
arbeitergeld oder Uberstundenabbau),
Energie- und Kraftstoflkosteneinsparungen,
nicht entstandene Kosten für Wartungsarbeiten
und Reparaturen,

— nicht angefallene Infrastmktumutzungsentgelte,
— von anderen Stellen erhaltene anderweitige

Ausgleichszahlungen filr die nach den Num-
mem 5.4.2.1 bis 5.4.2.5 berechneten Schäden,

— weitere Ersparnisse.
5.4.2.6
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.2.1 bis
5.4.2.4 errechneten Schäden abzüglich der vermie-
denen oder ersparten Aufwendungen gemäß Num-
mer 5.4.2.5 ist der ausgleichsfähige Gesamtscha-
den des Empfängers nach Nummer 3.2.

6. Sonstige Bestimmungen

6.1
Es ist sicherzustellen, dass eine Überkompensation
der pandemiebedingten wirtschaftlichen Nachteile
ausgeschlossen ist.

6.2
Die Empfänger sind zu verpflichten, beantragte
oder erhaltene finanzielle Leistungen aufgmnd der
COVID-19-Pandemie im Rahmen einer Selbstaus-
kunft anzugeben. Die Empfänger sind darauf hin-
zuweisen, dass es sich bei den Angaben um sub-
ventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264
des Sto-afgesetzbuches handelt und dass Subven-
tionsbetmg nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine
Doppelfördemng ist ausgeschlossen.

6.3
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum
30. September 2021 den tatsächlich entstandenen
Schaden auf der Grundlage der in Nummer 5.4
genannten Berechnungsmethode nachzuweisen
und von einem Steuerberater oder Wirtschafts-
prüfer oder vom Rechnungsprüfüngsamt testieren
zu lassen. Dies schließt eine Mitteilung über die
regulär über den öffentlichen Dienstleistungsauf-
trag oder über allgemeine Vorschriften erhaltenen
Ausgleichsleistungen mit ein. Dem Nachweis sind
Bestätigungen der Verbundorganisationen über die
Einnahmeaufteilungen der Monate März bis De-
zember der Jahre 2019 und 2020 sowie ein Testat
eines Wirtschaftsprüfers über die Fahrgeldein-
nahmen der Monate März bis Dezember der Jahre
2019 und 2020 im Haustarifbzw. nach BBDB bei-
zufügen. Für Schäden gemäß Nummer 5.4.2. l sind
Bestätigungen der betreffenden Aufgabenträger
über die Höhe des Schadens beizufügen.

6.4
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Scha-
densausgleich hinausgehen, sind vom Empfänger
zurückzufordern. Die von Empfängern nach Num-
mer 3.2 zurückgeforderten Beträge smd vom Zeit-
punkt des Erhalts bis zum Zeitpunkt der Rückerstat-
tung mit einem Prozentpunkt über dem jeweiligen
Basiszinssatz zu verzinsen, bi der Regel sind die
von Empfängern nach Nummer 3.1 zurückgefor-
derten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der
gesetzten Frist erstattet werden. Sollte sich heraus-
stellen, dass der tatsächliche Schaden den prognos-
tizierten übersteigt, kann eine Anpassung der ge-
währten Billigkeitsleistung vorgenommen werden.

6.5
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. Ok-
tober 2021 der Bewilligungsbehörde sämtliche m
Anhang IH der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der
Kommission vom 17. Juni 2014, Anhang III der Ver-
Ordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission und
Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der
Kommission vom 16. Dezember 2014 geforderten
Infomiationen zwecks Veröffentlichung auf einer
Beihilfenwebsite oder über das IT-Instrument der
Europäischen Kommission zu übermitteh.
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7. Verfahren

7.1
Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung
ist für die übrigen Empfänger nach Nummer 3.1
bis zum 31. Oktober 2020 und für Empfänger
nach Nummer 3.2 bis zum 30. September 2020 zu
stellen. Er hat die Berechnung bzw. Schätzung des
voraussichtlichen Schadens auf der Grundlage der
in Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode zu
enthalten.

Für den Ausgleich des Schadens nach Num-
mer 5.4.2. l reicht eine mit dem Aufgabenträger ab-
gestimmte Schätzung aus.

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorga-
nisationen über die Schäden gemäß den Num-
mem 5.4.1.1 bzw. 5.4.2.2 sowie weitere begrün-
dende Unterlagen beizufügen.

Erbringt ein Empfänger gemäß Nummer 3.2 Be-
triebsleistungen in mehreren Ländern und können
die Schäden oder vermiedenen bzw. ersparten Auf-
Wendungen nicht eindeutig der Betriebsleistung
in einem Land zugeordnet werden, sind diese auf
der Grundlage der im jeweiligen Land erbrachten
Fahrplan- bzw. Zug-Kilometer des Jahres 2020
den Ländern zuzuordnen. Die beteiligten Bewilli-
gungsbehörden können eine abweichende Auftei-
lung vereinbaren.

Der Antrag ist anhand eines den Empfängern zur
Verfügung gestellten Antragsformulars schriftlich
oder elektronisch zu stellen.

7.2
Bewilligungsbehörde ist die Landesbehörde, in de-
ren Bezirk der Empfänger seinen Sitz hat. Bewilli-
gungsbehörde für Empfänger nach Nummer 3.2 im
SPNV ist jeweils die Landesbehörde, in deren Be-
zirk der Aufgabenträger seinen Sitz hat, in dessen
Bezirk der Empfänger die Leistung erbringt. Hat
ein Empfänger gemäß Nummer 3.2 keinen Sitz im
Land, ist außer in den Fällen des Satzes 2 die Be-
willigungsbehörde zuständig, in deren Bezirk die
überwiegende Betriebsleistung in Fahrplan- bzw.
Zug-Kilometer des Empfängers im Jahr 2020 im
Land erbracht wird.

7.3
Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewil-
ligungsbescheid näher geregelt.

8. Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffent-
lichung m Kraft und am 31. Dezember 2021 außer
Kraft.

Saarbrücken, den 8. September 2020

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Verkehr

Rehlinger

230 Richtlinie über die Gewährung
von Zuwendungen zur Förderung zusätzlicher

Busverkehre zur Schülerbeförderung zur
Verbesserung des Infektionsschutzes im Saarland

aufgrund der Corona-Pandemie (Richtlinie
Corona-SchüIerverkehr)

l. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Zur Verbesserung des Infektionsschutzes im Schüler-
verkehr aufgrund der Corona-Pandemie gewährt das
Saarland im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel
nach Maßgabe dieser Richtlinie und den Verwaltungs-
Vorschriften zu den §§23 und 44 der Haushaltsordnung
des Saarlandes (LHO) die Förderung von zusätzlichen
Verkehren im freigestellten Schülerverkehr sowie von
zusätzlichen Busverkehren im öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV).

Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht, vielmehr entscheidet das zuständige Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Verkehr
(MWAEV) als Bewilligungsbehörde aufgrund seines
pflichtgemäßen Ennessens im Rahmen der verfllgba-
ren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

Die Zuwendungen sind ein finanzieller Beitrag zur
Deckung von Mehrausgaben zur Verbesserung des In-
fektionsschutzes durch zusätzliche Fahrtenangebote an
Schultagen im Schülerverkehr. Gegenstände der Förde-
rung sind daher:

2.1 zusätzliche Verstärkerfahrten, erhöhte Kapazitäten
sowie zusätzlich angemietete Busse im ÖPNV zur
Ausweitung des ÖPNV-Angebots zur Erschließung
von Schulen im Sinne des saarländischen Schul-
ordnungsgesetzes (SchoG),

2.2 von den Zuwendungsempfängem in ihrer Funktion
als Schulträger im Benehmen mit den betroflfenen
ÖPNV-Aufgabenträgem und ÖPNV-Untemehmen
erwirkte zusätzliche Verstärkerfahrten, erhöhte
Kapazitäten sowie zusätzlich angemietete Busse
im freigestellten Schülerverkehr, die für die aus-
schließliche Beförderung von Schülerinnen und
Schülern parallel zu vorhandenen Angeboten im
ÖPNV zur Erschließung von Schulen im Sinne des
SchoG in Trägerschaft der Zuwendungsempfänger
eingesetzt werden.

3. Ziele und Indikatoren

Indikatoren für die mit der Förderrichtlinie verfolg-
ten Ziele sind die Anzahl an zusätzlichen Fahrten im
freigestellten Schüleryerkehr sowie im öflFentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) zur Verbesserung des In-
fektionsschutzes im Schülerverkehr aufgmnd der Co-
rona-Pandemie.

4. Zuwendungsempfängerinnen/Zuwendungs-
empfänger

4.1 Zuwendungsempfänger sind Aufgabenträger des
ÖPNV gemäß § 5 des Gesetzes über den öffentli-
chen Personennahverkehr im Saarland (ÖPNVG)
mit Ausnahme des Schienenpersonennahverkehrs
(SPNV) im Sinne von § 5 Absatz l ÖPNVG vom


